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ie in der Antonienstrasse gelegene front dieses grossen
Geschäftsbaues , dessen Kosten, einsehliesslich dem
Kaufpreise für das Grundstück sich etwa auf 2 1 /. Milli.

onen Mark belaufen. zeigt in den formen Übergänge von der
deutschen Renaissance zum
Barock und ist 11)1 Putzbau
hergestellt. Die beide" un.
teren Geschosse sind durch
schmale Pfeiler und flache
Bögen, die durch färbung
und fugenschnitt Quader.
werk nachahmen, einheit­
lich zusammengezogen. Der
weitere Aufbau erscheint
glatt geputztund mit einigen
Zementantragsarbeiten ver­
ziert. Im Mittelteil ist ein
Balkon angebracht, Über
welchem ein Giebel in ge,
schwungenen Formen den
oberen Abschluss bildet.
Das Ganze erscheint als
eine einfache aber in guten
Verhältnissen gegliederte
fassade, die sich ihrer Um­
gebung in der ziemlich
schmalen aber verkehrs­
reichen Strasse ohne Auf.
dringlichkeit, aber immer.
hin als Geschäftshaus her.
vortretend, passend einfügt.
Auch die Fassaden der
Hofgebäude zeigen ähnliche
Nachahmung von Werkstein
mit geputzten flächen, wo.
bei zur Belebung des Ge.
samteindruckes zudem ver.
schiedene Sandsteintönun
gen gewählt worden sind.

Zur architektonischen
Durchbildung sind gleich.
falls Renaissance. und Ba.
rockformen verwendet, die
im Verein mit der schon
in den Grundrissen ge
schickt entworfenen GI'UP'
pierung der einzelnen Bau­
teile und einer reichen Ab.
wechselung von Giebeln,
Edlern, Balkonen und Türm.
chen dem Hofe ein recht
interessantes und maleri
sehes Gepräge verleihen.
Besondere Betonung er.
hielten noch die breiten
Tore der Durchgiinge durch
Pfeiler. oder Siiulenstellung

Gesd1äftshaus fUepoldshof in Breslcm.
Architekten Schlesinger und Benedickt in Breslau.

(Schluss),
(Hierzu eine l\unstbeiIage.)

mit Gebälk und reich ornamentierten, die oberen fenster um.
schiiessenden Ziergiebelaufbau.

Die Ansicht des Vorderhauses in der belebtercn llnd
geschäftsreichen Reuschestrasse ist in modernisiert romanischen

Geschäftshaus Niepoldshof in Breslau. ArchiteJÜcll Schlesinger und Ben edicld in Ureslau,
Durohfahrt vom grossen nach dem k1eJnen Hofe.
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Geschäftshaus Niepoldshof in ßreslau.
Grosser Hof mit Dt1rchfahrt nach dem keinem Hofe. ArchitelÜcn" Schlesinger und ßened icld in ßreslau.

Formcn durchgebildet und aus gelblichem schlesischen Sand­
stein hergestellt. Im Erdgeschoss umrahmen zwei weite
Bögen den mit Kreuzkappen überdeckten, breiten und vor.
nehmen Durchgang und den sonst /1ur noch vorhandenen ein
zjgen grossen Ladenraul11. Durch' die drei oberen Geschosse
führt eine viergliedrige romanische' Bogenstellung, durch Quer.
gürtungen mit Füllungen aus dunkelroten Glastafeln in der
Höhe der Geschossfussböden verbunden. Das vierte, drei.

fenstrige Obergesellass wird überragt von einem Giebel In ge.
schwungenen Formcn mit reich ornamentiertem AbschlussgesiJ11s
und frisch belebt durch eine farbige gemalte, figÜrliche Dar.
stellung von liandel und Gewerbe, einem Werl(e des Malers
D e 1111 e r in ßreslau.

Die Ausflihrung der Erdarbeiten, sowie der Maurcr- und
Zimmerarbeiten übernahm die Architektcnfi,"ma Schlcsingcr und
Benedickt selbst. AusseI' der einen Sandsteinfassade ist dw'ch.
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Geschäftshaus Niepofdshof in Bteslau.
I\Ieiner Hof mit Durchfahrt nach dem grossen Hofe.

weg Zicgelmat1el'Werk , auch zu den Fundamenten, zur Vel"
wcndung gekommen. Die Decken sind massiv! teils aus Beton,
teils als horizontal gewölbte Decken nach dem System Höf.
ehe n und Pes c h kein Berlin (Vertreter Hugo Ventzky in
ßreslau) hergestellt und von Louis Lohnstein in Breslau zur!lelst
mit Linoleum belegt worden,

ArchitelIten 5ch!esinger und Benc"dlcl,t in -csl,llL

Die Steinmetzarbeiten stammen von I,Ünzel I'j HI!ler in
Breslau, die Bildhauer. und Stuckarbeiten von Sil11linger
I'j Gohde in Breslau,

Die teils als Ziegelkronendach, teils mit Holzzement
deckten Dächer eil1schliesslich dcr !\lempnerarbeiteI1
von Gebr. lohn in Breslau hergestellt.
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In die Tischlerarbeiten teilten sich die Firmen Friedr. Bloch

in Breslau J Gebr. Bauer in Bres]au und Assig in Rothsürben,
während die Parkettarbeiten von der Vereinigung deutscher
Parkettfabriken geliefert wurden. Die Schlosserarbeiten über.
nahmen Vogell'j Wahrendorf in Breslau und die Installation für
Wasser und Gas H. Meinecke ..jun. in Breslau.

Die Malerarbeiten führten die drei Breslauer firmen
M. Schlcsinger, Wilh. Dehnecke, sowie' Recksiegel I'j Scholtz
aus, während die Sandstcinimitatioll vOIlJMaIer Penze] in Dresden
hergestellt wurde.

Die elektrischen Aufzüge lieferte j. Schammel In Breslau
und die Niederdruck.Dampfheizung Zimmerstädt in Elberfeld,
t'1!iale Breslau. Vier grosse I\essel von je 52 qm Heizfläche
und in einer Zentra!steJJe untergebracht, beheizen das aus
gedehnte Gebäude. . . .

rIMndenmg der G. O. betr. das
ßaugewerbe.

Erlass der Minister für Hande1 und Gewerbe,
des Innern,
der öffentlichen Arbeiten

vom 26. Februar 1907

betreffend Ausführung der Novelle zur Gewerbeordnung vom
7. Januar 1907.

Zur Ausfüllrung des Reichsgesetzes , betreffend die Ab.
änderung der Gewerbeordnung, vom 7. Januar 190'1 ist der
Betrieb des Gewerbes als Bauunternehmer und Bauleiter, sowie
der Betrieb einzelner ZweIge des Baugewerbes zu untersagen,
wenn Tatsachen vorJiegel1, welche die Unzuverlässigkeit des
Gewerbetreibenden inbezug auf diesen Gewerbebetrieb dartun.
Ein Einschreiten auf Grund dieser Bestimmung ist nicht nur
gegen Einzelpersonen, sondern auch gegen Personenvereinigungen,
juristische Personen und dergl. zulässig, Voraussetzung ist je­
doch stets der Betrieb eines Gewerbes, also eine gewerbliche
Tätigkeit auf eigene Rcchnung. (Vgl. die Motive zum Reichs.
gesetz vom 7. Janllar 1907, Drucks. des Reichstags 1905/06
Nr. 101, S.7). Die "Tatsachen, welche die Unzuverlässigkeit
des Gewerbetreibenden inbezug auf seinen Gewerbebetrieb
dal tun", können sowohl auf dem Gebiete der beruflichen Sach.
kunde, aJs auch auf moralischem oder wirtschaftlichem Gebiete
liegen. (Motive S. 6, 7). Ein Mangel an beruflicher Sachkunde
kann auf fehlender - theoretischer oder praktischer - beruf.
licher Vorbildung oder auf sonstigen Tatsachen beruhen. Nach
Arl. 2 des Gesetzes darf iedoch ein Mangel an theoretischer
berufiicher Vorbildung gegenüber den in   35 a Abs. 1 Gew.-O.
aufgeführten, ein Mangel an theorcthischer 0 de r praktischer
Vorbiidung gegenüber den in @ 35a Abs. 2 Gew.' 0, ge.
nannten Personen nicht geltend gemacht werden. Dagegen
ist auch bei diesen Personen das Entziehungsverfahren ge.
mäss Art. 1 zulässig, wenn die Behauptung Ihrer Unzuiäng.
lichkeit oder sonstigen Unzuveriässigkeit in beruflicher Hinsicht
auf andere Gründe gestützt wird, als lediglich auf eine mangel­
hafte technische Vorbildung.

Im übrigen ist die Bestimmung in Art. 2 nicht etwa dahin
aufzufassen, dass nunmehr bei allen nicht im Besitze der
daselbst erwähnten Prüfungszeugnisse usw. befindlichen Bau.
gewerbetreibenden ein Mangel an entsprechender Vorbildung
anzunehmen sei, vielmehr wird auch gegen diese Personen nur
dann vorzugehen sein, wenn besondere tatsächliche Umstände
dafür sprechen, dass bei ihnen die Voraussetzungen des Art. 1
gegeben sind.

Die Untersagung des Gewerbebetriebs gemäss Art. 1 er­
folgt auf Klage der Ortspolizei behörde des Ortes, an dem das
Gewerbe betrieben wird, durch den Kreisausschuss, in Stadt
kreisen und in den zu einem Landl<reise gehörigen Städten mit
me},r als 10000 Einwohnern durch den Bezirksausschuss (  119
des Zustilndigkeitsgesetzes). Der EI'hebung der Klage hat die
Anhörung von Sachverständigen voranzugehen. Die Sachver.
ständigen werden nach Bedarf von dem Regierungspräsidenten,
im Landespoiizeibezirke Berlin von dem Polizeipräsidenten, ernannt.
Ob und für welche Zweige des Baugewerbes hiernach Sach.
verständige zu bestcllen sind, bleibt, ebenso wie die Frage der
Abgrenzung qer Sachverständigenbezirke, dem pflichtmässigen
Ermessen der Anstellungsbehörde überlassen. Soweit es sich
um die Begutachtung für handwerksmässige Gewerbebetriebe

handelt, ist vor der Ernennung der Sachverständigen die Hand­
werkskammer zu hären.

Dic Bestellung der Sachverständigen ist alsbald, und zwar
spätestcns bis zu dem am 1. April d. J. erfolgenden Inkraft.
treten des Reichgesetzes vom I. Januar 1907 zu veranlassen.

2. Während es sich bei Art. 1, 2 um die Untersagung
des gesamten Gewerbebetriebes handelt, regeln die Art. 3, 4
die Befu6nisse der Behörden zum Einschreiten in EinzeJfä!len
bei umfa greicheren oder schwierigeren Bauten. (Motive S. 7.)
Hier kann die Untersagung abweichend von Art. 1 gegen Bau.
ausführende oder  Lcitcnde ausgesprochen werden, auch wenn
die ßauausführung oder .Leitung auf fremde Rechnung statt.
findet. (Vgl. Motive S. 9.) Die Frage der "Unzuverlässigl(eit"
(s. oben) ist in dem Falle lediglich mit Rücksicht auf den be.
treffenden Einzelbau zu prüfen. Zuständig zum Erlass der
Untersagungsverfügungen gemäss Art. 3, sowie zur Entgegen­
nahme und Entscheidung des Einspruchs gemäss Art. 4 sind in
Stadtkreisen I sowie in den zu einem Landkreise gehörigen
Städten mit mehr als 10000 Einwohnern (in der Provinz
Hannover in den Städten I auf die die revidierende Städte
Ordnung vom 24. juni 1858 Anwendung findet, mit Ausnahme
der im   27 Abs. 2 der Hannoverschen I\reisordnung vom
6. Mai 1884 benannten Städte), die Ortspoiizeibehörden, im
übrigen die Landräte (in den Hohenzol1ernschen Landen die Ober
amtmänner). Vor der Untersagung sind tunlichst die gemäss
Art. 1 bestellten Sachverständigen zu hören; vor der Erteilung
des Bcscheidcs auf den Einspruch (Art. 4) muss die Anhörung
der Sachverständigen erfolgen. Gegen den deu Einspruch zu.
rückweisenden Bescheid findet binnen 2 Wochen die Klage bei
dem Bezirksausschuss statt. (@ 1 der Allerhöchsten Verordnung
vom 4. Februar 1907, GS. S. 27).

3. Soweit vorstehend unter 1 und 2 nichts anderes bc.
stimmt ist, finden die Vorschriften der Ziffern 7 Abs. 2 und 3,
10, 59-62 der Ausführungsanweisung zur Gewerbeordnung
vom I. Mai 1904 (I-IM. BI. S. 125) entsprechende Anwendung.

Zur Durchführung der auf Grund der Art. 3, 4 erlassenen
Untersagungsverfügungen haben sich die zuständigen Behörden
nötigenfalls der Zwangsmittel des   132 des Landesverwaltungs.
gesetzes zu bedienen. =.=.=.
Die geologische Harte Don Preussen

in ihrem bisherigen Umfange.
Von l\uJturingenieur und Landmesser ß erg e r in ßreslau.
ür die praktische Ausübung des ßaugewerbes, sowohl im
Hoch. als auch im Tiefbau, ist die Kenntnis dcr obersten
Schichten dcr Erdkruste, ihrer petrographischen Zu.

sammensetzung, ihrer chemischen Bestandteile, ihres Verhaltens
zum Grundwasser, ihrer Fcuehtigl\eit und Durchlässigkeit, von
grossem Werte. In diesen Schichlen ruhen die Bauwerksfun.
damente, in und auf ihnen bewegen sich hauptsächlich die Ar...
beiten der Tiefbau  und Meliorationsiechnik, ausserdem liefern
diese Schichten Baumaterialien, Steine, Sand, K.ies, Lehm) Ton,
Kalk usw. und somit die Stoffe und Bestandteile der Bauma.
terialienfabrikation.

Bei dem grossen wirtschaftlichen Aufschwung der letzten
jahre macht sich der Mange' an I\enntnissen bezüglich des
Grund und Bodens, namentlich in der Umgebung grösserer
Städte, wo eine lebhafte Bautätigkeit herrscht, wo die Industrie
mit ihren bisherigen Anlagen aus der Stadt hinausgedriingt
von neuem Unterlmnft sucht oder sich ncu entwickelt, immer
mehr fühlbar.

Das Institut, welches sich die Aufgabe gestellt hat, die syste.
matische geologische Untersuchung des vaterländischcn Bodens
durchzuführen, Ist die Königliche Geologische Landesanstalt in
Berlin. Die geologischen Aufnahmen, welche zuerst im Ge.
birge stattfanden und dann ins norddeutsche Flachland ausgc.
dehnt wurden, sind zwar zunächst lediglich im In t er e s s e
der La n d. un d Fa r st w i rtsch a ft in geologisch. agrono.
mischem Sinne ausgestaltct worden. Abcr Dank der überaus
glücklichen Wahl eines Massstabsverhältnisscs von 1 : 25000,
welches eine bisher nicht dagewcsene Genauigkeit und Aus.
führlichl<eit in der Darstellung ermöglicht. und die Anwendung
erschöpfender und dabei übersichtlichc,' Darstellungsformen ge.
stattet, haben die geologisch-agronomischen Karten auch dort
die grösste Bedeutung gewonnen, wo es sich Um die verschie.
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densten Zweige des Bauwesens, um Eisenbahnbau, Wegc  und
Brückenbau, Steinbruchbetrieb j Brunnenbau., um Beschaffung
von Wasser zu gewerblichen Zwecken und zum Trinken, um
kulturtechnische Anlagen usw. handelt.

Die Geologische Landesanstalt benutzt zur Herstellung der
Bodenkarten die Messtischblätter, auf denen die Ergebnisse der
Aufnahmen farbig dargestelll werden und zwar wird die geolo.
gische Zusammengehörigkeit der einzelnen Formationsglieder
durch gleiche Grundfarbe wm Ausdruck gebracht. Die ein.
zeInen Bodenarten innerhalb der einzelnen Formationsabteiiungen
werden durch Deckung der Flächen mit besonderen
Signaturen in dunkleren Tönen ausgedrückt und zwar Sand
boden durch Punktierung, Grandboden durch Ringelung, Humus.
und Moorbodcn durch kurze Strichelung, die Kalkböden durch
blal1e Schraffierung und die Ton. und Lehmböden durch
schräge Schraffierung, während die petrographische Beschaffen.
heit der Formationsglieder durch die Formationszeichen mit
beigedruckten kleinen lateinischen Buchstaben bezeichnet wird,
wie z. B. ds = oberer DiluviaJsanrl, ds = unterer DiluviaJ
sand, dm = untere]' DiIuviaJmergel usw.

Zur Untersuchung des Untergrundes und der Grundwasser.
verhältnisse werden zahlreiche Handbohrungen bis zu 2 m Tiefe
ausgeführt, deren Anordnung aus besonders gedruckten Bohr.
karten hervorgeht; die Anzahi beträgt etwa 2000 für 1 Blatt,
also für cine fläche von etwa 2'/4 Quadratmeilen. In den Boden.
karten selbst ist eine Anzahl von Bohrungen durch Buchstaben.
bezcichnungen in Rotdruck eingetragen, die daneben stehcnden
Zahlen bedeuten die Mächtigkeit der einzelnen Schichten. Auf
dem Kartenrande sind Zeichnungen der für die dargestellte
Gegend charakteristischen Bodenprofile aufgedruckt, ferner' be.
finden sich daselbst für die farben und geognostischen und
agronomischen Zeichen Erklärungen, welche ausserdem npeh
Aufschluss über die Durchlässigkeit und die Höhe des Grund.
wasserstandes geben.

Zu federn einzelnen Blatte gehört ein Hcft Erläuterungen,
ein Bohrregister und eine kurze EinfÜhrung in das Verständnis
der geologisch agronomischen Karten. In den Erläuterungen
werden die Darstell ngen des Blattes in gemeinverständlicher
Form besprochen und die Ergebnisse der zahlreichen mecha
nischen und chemischen Analysen bekannt gegeben; auch wird
auf den praktischen Wert etwa vorkommender Lagerstätten
nutzbarer MineraJien hingewiesen. Die Karten sind im Buch
handel zu dem geringen Preise von 2 Mark pro Blatt inkl. Er
läuterungsheft käuflich. Die nachstehende Tabelle gewährt eine
Übersicht Über den Umfang der bisher erfolgten Veröffent.
lichungen der geologischen Karten von Preussen und den be­
nachbarten Bundesstaaten bezüglich der Anzahl der Blätter, des
flächeninhalts derselben und des Verhältnisses zwischen letzteren
und demjenigen des ganzen Landesteils in Prozenten aus
gedrückt.

Landesteil

Gesamt
f!ächen
inhalt

I ':'; Verhältnis derAnzahl Flftch n- geolog. unter­

.der I mha t suchten fläche
bl  er d er zum Ges.­

ver.?fftl. Blatter Flächeninh. in
Blatter I qkm Proz.qkm1 I 2    L ­

Provinz Hessen"Nassau l 15 700 72 I 9144 I ;'8,1 Proz.
I! Sachsen 2G 200 106 1:146  53.4

"Brandenburg 89900 1 13 5 . 5 5 11 1g 7   6 14 so ,, ' , I 4 8 ' ( s J'   2  "

Mittel- u. l,leinstaaten
Norddeutschlands

r  iJ ü       1aten  6     73 $) 27]   O:9

Rheinprovinz 2S100 54 6858 1 24,5
Westpreussen 25500 3D 4953 19,4Ostprcussen 37000 48 G 096 16!)Hannover 38 500 4.7 !j 969 15;5
Posen 29 aal! 12 1 524 I 5,2
Schleswjg- IHolstein 18 SOO 50S ° 2 "'Westfalen 20200 50S uSchlesien 40300 508 1;:'

Von Schlesien sind bisher imr die 4 Blätter Neurode,
Wünsch el burg . Rudolfswaldau und Langenbielau erschienen;
rechnet man noch die geologische Karte der Umgebung von
SalzbrUl111, 1 : 2500, hinzu, so erhöht sich das Verhältnis in
Spalte 5 von 1,3 auf 1,6 Proz. Die geologischen Unter'
suchungen in Schlesien haben im jahre 1883 begonne,,; lange

Zeit ist nur ein einziger Geologe tätig ge'.vesen und erst seit
,einigen Jahren ist die Anzahl der GeoJogen auf 6-8 erhöht
worden.

Schlesien, eine der grössten und !andwirtschaftHch \\tic
industriell aut höchster Stufe stehenden preuss. Provinzen, be.
findet sich a1so, wie aus/pbiger TabeI1e hervorgeht, In einem
ganz auffälligen Rückstande hinter den anderen Teilen des
Untersuchungsgebiets. Wenn bisher noch keine Klage darüber
geführt worden ist, dass der Provinz Schlesien die Segnungen
eines Kulturwerkes ersten Ranges, wie es die Herausgabe der
Bodenkarten darstel1t, im Vergleich zu den westlichen Landes.
teilen nur in ganz minimalem Umfange zuteil werden, obgleich
diese Provinz vermöge ihrer ungünstigen geographischen und
poJitischen Lage ohnehin den anderen Provinzen gegenüber im
NachteiJe ist, so Hegt das daran, dass in den die Bearbeitung
und Nutzung dcs Grund und Bodens betrei benden Gewerben
die Einrichtung der Geologischen Landesanstalt und die Vv'ichtig­
keit der geologischen Untersuchungen und Kartierungen noch
nicht genügend bekannt sind. Der Mangel an diesen I\ennt.
nissen ist es, welcher häufig nicht IlUr Privaten, sondern auch
Staats. und Gemeindebehörden und Gesellehaften bei wirtschaft.
lichen Anlagen und Unternehmungen grossen Schaden ver'
ursacht.

Die vorstehenden ZeiJen verfolgen den Zweck auf die
Arbeiten der Geologischen Landesanstalt und auf die hervor'
ragcnde Bedeutung derselben von neuem hinzuweisen und zu­
gleich eine Anregung zu geben zur Besch1eunigung des Tempos,
in welchem diese Arbeiten bisher in Schlesien betrieben
worden si nd.

Eine neue Art
sturm sicherer Dache:imle:dumgen,

Von Fred !-lood.
(Nachd!'U0k verbot f)..)

S sind in neuerer Zeit zahlreiche Vorrichtungen g setz"
lich geschützt worden, welche dazu dienen, die ver­
schiedenartigen Dachplatten gegen den Sturmangriff LU

sichern, und viele derse1ben haben sich auch gut bewährt.
Das Streben der Konstrukteure geht aber dahin, eine Dach­
ein deckung zu verwenden, die derartiger besonderer Hilfsmittel
gar nicht einmal bedarf, sondern in sich a!1en äusseren An'
griffen zu widerstehen vermag.

Beachtenswert in dieser Hinsicht ist eine auch in Deutsch:
land patentierte Erfindung von A. Ozeel in Lilie ifrankreich).
Es handelt sich hier um eine Dacheindeckung, bei welcher die
Dachplatten in rinnenartig gestaltete eiserne Sparren einge­
schoben werden. Die Dachplatten sind beiderseitig mit Leisten
versehen, welche in die Rinne der Sparren eingreifen und dut'Ch
Stege oder Randleisten derselben festgehalten werden. So
kann der rinnenförmige Sparren z. B. die Gestalt eines liegen
den C (u) oder eines liegenden E i t'OJ) erhalten, wobei aber
der Mittelsteg des E über die Seitenstege hinausragt und noch
mit seitlichen Leisten versehen ist. Wenn nun die Falze in
die Rinnen eingreifen sollen, und zwar derart, dass die Steine
zweier benachbarter Reihen aneinander stossen oder durch den
Mittelsteg getrennt werden, so können sie nicht in Üblicher
Weise auf den Sparren verlegt werden; sie müssen vielmehr
vom oberen Ende in das geneigte Sparrenfeld nacheinander
eingeschoben werden. bis das feld zwischen zwei Sparren voll
kommen gefüllt ist. Jedes andere Arbeitsverfahren wird durch
die eigenartige Gestaltung der Sparren, sowie der in diese ein­
crreifenden Leisten verhindert.
Es leuchtet ein, das bei einer derartigen l\onstrul..tion die
Sturmsicherheit der Dacheindeckung olme besondere Sefesti.
gungsmitte! en'eicht wird. Der Erfinder sagt, es \verde trotz
dem eine Dacheindeckung von geringerem Gewicht und hin,
reichender Wasserdichtig1<eit bei Verwendung beiiebigen Deck­
materials erzielt. (eh meine jedoch, dass uns der Erfinder die
Auskunft über die Dichtung der Dachpiatten an den Stossfugen
schuldig geblieben ist. Ich kann mir nicht vorsteHen) wie er
hier ohne jv1örteI oder Dichtungsmaterial auskommen will. An
der Sparrenseite kann eine Undichtigkeit allerdings nicht
grossen Schaden anrichten, weil das Wasser durch die rinnen
artig gestalteten Sparren nach der unteren Dachkante geleitet
11 nd hier abgeführt wird. Aber die von oben ejt1ge$chob nt::'n
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Dachplatten stossen doch stumpf gegeneinander, so dass Regen
Lind Schnee ohne weiteres hindurch können. Allenfalls kann
man sich bei dieser Arbeitsweise ein Überplatten der Dach.
platten an den Stössen vorstellen, während die Anwendung
von ineinander greifenden falzen an dieser Seite ausgeschlossen
ist. Es zeigt sich also hier eine Sc}rwierigkeit, über welche
der I\onstrukteur stillschweigend hinweggeht. Andererseits aber
kann nicht geleugnet werden, dass die Konstruktion auch dann
noch sehr zwcckmässig ist, wcnn noch eine Arbeitskraft t1inzu
gezogen werden muss, die jeden einzelnen Stein nach dem
Einschieben mit einer Stossfuge aus DichtungsmörteJ versieht,
so dass dann der nächste Stein angeschoben werden kann und
so fort. Jedenfalls dürfte ein Erfinder, der auf der hier ge.
scIlaffenen Grundlage weiterbauen will, den Umstand der
Dichtung der Platter an den Stossfllgen nicht unberücksichtigt
lassen. Ein heziigliches Ergänzungspatent würde der hier be­
schriebenen Erfindung wahrscheinlich erst den voJlen praktischen
V.rert verleihen. ::?1J

fühnmg des meistertitels.
Von Dr. jur. BjberfeId. ,

(N;:tc1ldruc1( velbotcn,)

"""j  ie Gewerbeordnung gestattet, wie man weiss, die führung
des Meistertitels grundsätzlich nUr denjenigen Personen,
die eine ordnllngsgemässe Lehrzeit durchgemacht und

sie mit der erfolgreichen Ablegung der Gesellen. oder Gehilfcn.
prüfung beschlossen und die sodann auch die Meisterprüfung
bestanden haben. Abgesehen hiervon wird verlangt, dass der
Träger des Meistertitels das 24. Lebensjahr bereits zurückgelegt
habe. Ausnahmsweise jedoch soll die führung des Meister.
titels auch solchen Personen erlaubt sein, die zwar den soeben
gekennzeichneten \Verdcgang nicht zurückgelegt, die also, wenn
man so sagen darf, weder Lehr- noch Wanderjahre durchge­
macht haben, wofern sie nur:

"fünf Jahrc hindurch persönlich das Handwerk selb.
ständig ausgeübt oder als Werkmeister oder in ahnlicher
Stellung tätig gewesen sind."

Es handelt sich hierbei um eine sogen U1nte Uebergangs­
bestimmung, die denjenigen Personen zum Schutze gereichen
sollte, welche bereits fünf Jahre in leitender Stellung im fache
tätig gewesen waren, als das Gesetz seinerzeit in Kraft trat.
Von ihnen Konnte füglich nicht verlangt werden, dass sie die
Gesellen- und Meisterprüfung noch nachholen, andererseits aber
wollte man ihnen den Meistertitel, dcn sie bis dahin schon ge­
führt hatten, nicht wieder entzieh,n. Nicht ieder also _ das
sei noch besonders hervorgehoben, - der vor dem 1. Oktober
1901 (von ua ab gilt der @ lJJ der Gewerbeordnung, um den
es sich hier handelt) - sich Meister nannte, obwohl er I<eine
Prüfung bestand n hatte, darf dies auch in Zukunft tun, son­
dern nur dann, wenn er von den soeben im Wortlaute mitge­
teilten Anforderungen des Gesetzes (Gewerheordmmg 8 129)
genügt. Nun entsteht aber die frage, was denn als einc
selbständige Ausübung des Handwerks im Sinne dieser Be.
stimmung anzusehen sei, und hierauf erteilt ein Erkenntnis des
Kammergerichts vom 1. März 1906 die massgebende Antwort.
Der fall, der dort zur Entscheidung stand, iag folgendermassen.
Der Angeklagte hatte als Geselle und Geschäftsflihrer seines
Vaters, aber auf dessen Namen und für dessen Rechnung das
Geschäft geführt, und hielt sich daraufhin, weil er in dieser
Tätigkeit bereits fünf Jahre zugeb,'acht hatte, für befugt, sich
Meister zu nennen. Der vliterliche Betrieb bewegtc sich in
engen Grenzen, ausseI' dem Angeklagten selbst fand darin nur
noch ein Geselle und ein Lehrling Beschäftigung) so dass mall
davon, dass der Angeklagte als Werkmeister tätig gewesen
wäre, überhaupt nicht sprechen konnte. Es konnte sich für
die Entscheidung nur da!.um handeln, ob anzunehmen sei, dass
er im Sinne des Gesetzes den Betrieb selbständig geführt habe.
Und darauf hat der Strafsenat beim I\ammergericht in dem
bereits angezogenen Urteile mit Nein geantwortet. Selbständig
im Sinne der vorliegenden Gesetzesstelle ist de,'Jenige Unter.
nehmer - so heisst es in den Urteilsgründen - der das Ge.
werbe auf seinen Namen und auf seine Gefahr betreibt oder
betreiben lässt, nicht der Geschäftsführer, der im Namen und
für Rechnung eines andern handelt, mag dessen Stellung dabei
im einzelnen tatsächlich allch noch so fr'ei sein. Dem Angeklagten
konnte daher nicht zur Entlastung gereichen, dass er in allen

geschäftlichen Angelegenheiten von fremden Weisungen, auch
von denen seines Vaters, vöIJig unabhängig war, sich also in
dem Betriebe so geberden Imnnte, wie -wenn es sein eigener ge­
wesen wäre; denn eben weil es tatsächlich nicht sein, sondern
des Vaters Geschäft war, hat cr es nicht selbstihdig geführt,
vielmchr für Rechnung eines Drittcn und auch unter dessen
Namen, und darum kann ihm diese Tätigkeit den Anspruch
auf den Meistertitel nicht verschaffen. Endlich konnte es aue h
dem Angeklagten nicht zur Entschu1digung gereichen, dass er
von der Rechtmässigkeit seines Verhaltens selbst überzeugt ge­
wesen war; denn die unbefugte Führung des Meistertitels ist
strafbar, auch wenn dem Täter der Dolus, d. h. das Bewusst
sein von der Rcchtswidrfgl{eit seines Verha'tens nicht nachge­wiesen werden kann. . .  "?:)

Zur Berufswahl für \7oIfisschüler.

I ..... n Anbetracht des immer mehr zunehmenden J'1angels anI  Lehrlingen der Handwerkerberufe hat die I\önigliche
I:. Regierung zu Breslau folgende VerfÜgung an sämtlichc

KreisschuIinspektorel1 ihres Bezirks erlassen:
"Die Wahrnehmung, dass in vielen Kreisen der Bevölkerung,

deren I\indcr die Voiksschulen besuchen, eine Abneigung da.
gegegen besteht, die Knaben nach Austritt aus der Schule zur
Er1ernung eines Gev..'erbes zu Handwerksmeistern in die Lehre
zu geben, wie die daraus sich ergebende, uns von der ßresiau er
Handwerkskammer bestätigte, bcdaueriiche Tatsache, dass in
vielen Gewerben ein grosser Mangel an Lehrlingen sich mehr
und mehr fühlbar macht, veranlasst uns, anzuordnen, dass durch
Belehrungen bel sich bietender Gelegenheit im Unterrichte und
durch persönliche Einwirkung, womöglich auch auf oie Eltern,
auf die Gefahren hingewiesen werde, welche die Beschäftigung
jugendlicher Arbeiter ohne festes Lehrverhältnis, auf die Vor.
teile, die der Eintritt in die Lehre eines tüchtigen Handwerks­
meisters und die Erlernung eines Handwerkes auch heute noch
gewährt. Ebenso notwendig erscheint die Einwirkung auf die
Nl.ädchen, an statt Arbeit in Fabriken zu suchen, sich für haus
wirtschaftliche Arbeiten in familien zu vermieten. Um den
Eltern etwas die Unterbringung der Kinder zu erJeichtcl"M, hat
die hiesige SchulverwaTtung den Rektoren der Volksschulen ein
Verzeichnis augenblicklich freier Lehr. und Dienststellen über.
mittelt. Hier könncn sie auf Wunsch erfahren, wohin sie sich
mit ihrem Kinde wenuen können."

Diesen wohlgemeinten Worten können v:ir noch hinzufügen)
dass der käufmännische und technische Beruf eine derartige
Überfül!ung aufweist, dass selbst tüchtige Kräfte nicht ode,. nur
Zl.1 einem GehaJt unterzubringen sind, fiir welches Halldwerl{s­
gesellen nicht arbeitcn. ."?:). .

\7erschiedenes.
Behördliches, Parlamentarisches usw.

Annahme von Arbeitern. Der Herr J\1inistcr der öffent.
lichen Arbeiten veröffentlicht unter dem 5. februar d. I. die
Grundsätze fÜr das Verfahren bei der Annahme
von Arbeitern lind die ArbeiterfÜrsorge Ein_
richtung bei der Herstellung und dem Ausban vonWasserstrassen.

Die umfangreichen Bestimmungen enthalten aU5serdem
noch genaue Vorschriften über Unterkunft, ßaracl{en und
Kantincn, gesundheitliche fürsorge, Unterhaltung, Einrichtung
von Arbeiterausschlissen l1SW.

Submissionswesen.
J(urze Termine. Aus dem soeben erschienencI! Bericht

des Vorsteheramtes dcr l aufmannschaft zu Danzig über seine
Tätigkeit und über Danzigs Handel, Gewerbe und Schiffahrt im
Jahre 1906, I. Teil, wird fOlgendes mitgeteilt: Die behördlichen
Ausschreibungen wegen de,' Ueferung von Arbeiten erfOlgen
vielfach mit so kurzen fristen, dass die Beteiligten ihre Angebote
nicht immer rechtzeitig einreichen können. Es ist uns cin fall
berichtet wOJ'den, indem die Ausschreibung für eine J<011lplizierte
Gleisanlage in I icl, die unter Lieferung des Materials an Ort
und Stelle herzustellen war, mit einer zchntäglgCI1 frist c,....
10lgte. Die firma konnte bei aller Beschleunigung erst am
dritten Tagc In den Besitz der Bedingungen gelangen, und da
ein Posttag für die Einreichung des Angebots erforderlich wal',
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so blieb ihr für dessen Bearbeitung, die nur nach eingehender
Besichtigung an Ort und Stelle und nach Einholung von An.
geboten fiir Holzlieferung und Zimmerarbeiten möglich war,
eine frist von sechs Tagen. Unter diesen Umständen musste
die hiesi e firma von vornherein davon absehen, sich an der
Verdingung zu beteiligen. Wir sind in der Angelegenheit mit
der Bitte um eine ailgemeine Regelung an zuständiger Stelle
vorstellig geworden.

An einer anderen Stelle haben wir uns dafür verwendet,
dass die Angebote in den Verdingungsterminen zur Verlesung
kommen. Es hat dies für den Offerenten den VorteiJ, dass er
nicht, wie bisher, häufig sehr lange Zeit im Ungewissen darüber
bleibt, ob er Aussicht hat, den Zuschlag zu erhalten. Dieser
VorteiJ ist insofern ein wesentlicher, als er dadurch in seinen
Geschäftspositionen freier wird, denn solange er mit der Mög
lichkeit rechnen muss, dass ihm der Zuschlag werden kann,
muss er sich in der Annahme weiterer Aufträge Beschränkun en
auferlegen, die in WegfalJ kommen, wenn er aus der Verglei­
chung der im Verdingungstermine zur Verlesung kommenden
Preise ersieht, dass er irgendwelche Aussicht, den Zuschlag zu
erhalten, nicht hat.

Des Weiteren wird daselbstüber ßaumateriaJien geschrieben:
Der Handel mit Baumatedhlien war infolge des allgemeinen
Aufschwungs der Gesamtindustrie Deutschlands, sowie der
besseren Verhältnisse in der Landwirtschaft und der regen
Bautätigkeit in den Städten recht lebhaft, und auch das ge.
schäftlichc Ergebnis darf als zufriedenstellend bezeichnet werden.

7 tDa die Preise für Rohmaterialien und Arbeitslöhne teurer
wurden, so sind die Preise verhältnismässig gestiegen. Bei
einzelnen Artikeln, welche, wie z. ß. Zement, kartelliert sind,
vol1zog sich die Steigerung ziemJich glatt, bei anderen kostete
es viel Mühe, eine Aufbesserung durchzusetzen.

Verbands,." Vereins,., usw. Angelegenheiten.
Der Deutsche Werkmeister-Yerband (Sitz Düsscldorf),

dessen Generalversammlung Ostern in Mainz stattfindet, zählte
Ende 1 906 45 300 Mitglieder und 5300 Witwen, die in 806 Be.
zirksvereinen vereinigt sind. In den Jahren 1905 und 1906
erhieiten die Mitglieder rund 240000 M., dic Witwen 370000
Mark Unterstützungen. Ausserdem wurden an die Hinterblie­
benen 1 176 000 M. Sterbegelder gezahlt. Seit 1884, der
Gründung des Verbandes, Immen insgesamt 10 800000 M.
Sterbe. und Unterstützungsgelder zur Auszahlung. Trotzdem
wurde noch ein Vermögen von 8 MilJionen ZUr Deckung künf­
tiger Verpflichtungen gesammelt. Als ein segensreicher Zweig
seiner Wohlfahrtseim ichtungen erwies sich der Brandver­
sichenmgsverein, dem heute 8900 Mitglieder angehören. Ueber
15 000 M. sind bereits,' trotzdem der Verein erst vor 2 lahren
gegründet wurde, an die von Brandschäden getroffenen Mit.
glieder gezahlt. Von der Stellenvermittelung des Verbandes
wurden in dCI' gleichen Zeit rund 56 000 offene SteHen zur
Kenntnis der stellesuchenden Mitglieder gebracht. in sozial.
politisehcr Beziehung trat der Verband in Gemeinschaft mit
anderen Verbänden für eine Besserstellung seiner Mitglieder ein,
wobei cr die Unterstützung fast aller Parteien des Reichstages
gefunden hat. Jetzt sammelt man in den Mitgliederkreisen
eifrig für einen Jubiiäumsfonds anlässlich der 25 jährigen Jubel.
feier Ostern 1909 der besondcrs für die Unterstützung der be.
dürftigsten Mitglieder und Witwen Verwendung finden soll.

Wettbewerbe.
Brockau bei Breslau. für ein Gemeindeverwaltungsge.

bäude ist für die drei besten Entwürfe ein Preisausschreiben
vom Gemeindevorstand mit frist zum 10. April eriassen. Aus.
gesetzt sind drei Preise von 400, 200 und 100 M. Preis.
richter sind nicht gena11nt. Die Bedingungen sind gegen
1 M. erhält:ich.

Zuschriften aus unserem Lcserkreise geben hierbei Veran
18,ssullg zu folgenden Behachtungen, die im Übl.jgen häufig
genug für ,viele Preisausschreiben, namentlich von kleinen Ge­
meinden zutreffen.

Zunächst erscheint dic gestellte Aufgabe, die sich mit
einem Kostenpunkt von 75000 M. abzufinden hat, nicht derart
bedeutend dass hierzu die form eines Welt.Wettbewerbes zu
wählen w r, vielmehr dürfte wohl ein Orts-Wettbewerb, etwa
für Schlesien oder fÜr Ostdeutschland hinlänglich sein, um so
mehr da inl1erllalb dieses Gebietes befiihigte I\räfte in genli.

gender Zah1 vorhanden sind und zudem dle geste!lten Bedin­
gungen eine genauere Kenntnis der örtlichen Verhältnisse
voraussetzen. Inwieweit hierbei bewusste Absicht vorla.g, oder
genauere Kenntnis der übJichen Grundsätze für das Verfahren
bei Wettbewerben im Gcbiete der Architektur fehlten, lässt sich
natürlich nicht entscheiden, nach näherer Einsichtnahme in die
"Bedingungen" jedoch stark vermuten. So wird darin gesagt:
"es sei sowohl bei der Lage, wie bei der Art der Ausführung
des Gebäudes darauf Rücksicht zu nehmen dass keine Dishar;
monie zwischen diesem Bau und dem auf 'dem Nachbargrund­
stÜck aufzuführenden Bau der katholischen Kirche entsteht.
Das Projekt der katholischen Kirche wird von dem flirstbischöf.
lichen Baurat Evers ausgearbeitet, ist aber zur Zeit noch nicht
bekannt". Darnach könnte eigentlich nur Herr Baurat Evers
und etwa seine besten Freunde noch, sich an dem Wett­
bewerb beteiligen; wie sich sonst der Preisausschreiber die
Erfüllung dieser forderung denkt, bleibt zunächst ein Rätsel.

Ein weiterer jVlange] im Sinne der Wettbewerbs-Grund;
sätze des Deutschen Architekten- und Ingenieurvercins besteht
darin, dass diese Bedingungen keine Angabe fiber den Ein
lieferungstermin, Über Massstab und Umfang der Zeichnungen
(Grundrisse, Aufrissc, Schnitte, SchaubiJder, Lageplan und Er.
läuterungsbericht), ferncr über Anzahl und Höhe der Preise,
sowie die Art Ihrer Zuerkennung und schItcsslich ZahJ, hamen
und Stand der Preisrichter enthalten. Selbst die so aussch]ag
gebende Angabe, dass es sich nur um einen Vor e n t \V tl r t
handeH, wurde erst auf Rückfrage durch einen besonderen
"Nachtrag zu. den Bedingungen" bekannt gegeben und dabei
vermerkt, dass die Zahl und Höhe eier Preise sowie der Eit1
lieferungstermin in der "ßek an n tm ach u n g vom 8. Mä rz"
enthalten sei und demnach keine Veranlassung vorliege, dies
in den Bedingungen noch einmal zu wiederholen. Der Mass
stab wird nachträglich auf 1 : 200 festgesetzt und ebenso ein
Erläuterungsbericht nebst Kosten s c h ätz u n g verlangt. In den
Hauptbedingungen heisst es Kosten ans chI a g Der Preis
ausschreiber, dem der Unterschied Z\vischen diesen bei den tle­
rechnungen wohl nicht ganz klar ist, scheint die ßeihilfe eines
fachmannes zur Aufstellung der Bedingungen a]s entbehrlich
befunden zu haben. Dieser Kostensch ätzung sind nun die
in Brockau ortsÜblichen Preise zugrunde zu legen. Was
kostet denn in Brockau ortsübiicherweise J cbm Gemeinde­
verw ltungsgebäude ?

Betreffs der Preisrichter wurde geantwortet, dass das
Preis r ich te rkollegium aus einer von der Gemeindevertretung
gewählten 7 gliederigen Kommission unter Vorsitz ihres Ge­
meindevorstehers, Herrn Dr. Dierscbke besteht, dass aber eine
Veranlassung für den Gemeindevorstand nicht vorläge die Namen
der KommissionsmitgIieder anzugeben.

l)ieser Standpunkt ist recht bezeichnend. Es ist derselbe,
den so oft Verwaltungsbeamte den Technikern gegenÜber ein­
zunehmen sich für berechtigt glauben.

Alle Achtung vor der Gemeindevertretung von Brockau;
aber dass etwaigen Teilnehmern an diesem \Vettbewerb das
Bewusstsein, seine Preisrichter von der Brockauer Gemeinde­
vertretung gewählt zu wissen, schon genügt, um derer fähig;
keit und Sachkenntnis gewiss zu sein, dürfte billigerweise be,
zweifelt werden - sie müssten denn auch an das Sprichwort
glauben: ,,'Wem Gott gibt ein Amt, dem gibt er auch den
Verstand" .

für diese, mit der Schreibmaschine auf etwas Über drei
Seiten gewöhnlichen Schreibpapiers niedergelegten "Bedin­
gungen", denen noch ein kleiner Plan von Brockau bei egeben
ist sind 1 Mark zu zahlen. Die Herstellungskosten dÜrften
augenscheinlich damit reichlich gedeckt werden. [st es nicht
eine Unsitte, von dem ihre MÜhe und Arbeit zu Markte tra­
genden Bewerbern noch Geldausgaben für so geringfügige
Unterlagen zu fordern?

Ein Preisnusschreiben wird doch nicht einseitig nur im
Interesse der Architekten erlassen. Der Bauherr, dem hierbei
für verhäItnismässig wenig Geld Ge!egenheit geboten wird L:nter
einer reichen Menge von Arbeiten wählen zu können, I11USS die
geringen Unkosten der Herstellung von Unterlagen entschieden
selber tragen. Möge er sie beim TiteJ "Insgemein" verrcr.:hntClJ.
Wenn sie dann etwa zwischen den Ausgaben fÜr die Grunll­
steinJegung und das Einweihungsfest verbucht wÜrdctl, so
werden sie kaum störend hervortreten.
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unsere verehrten leser und Mitarbeiter

richten Wir die höfl. Bitte, auch im neuen Quartal durch WeiteriJezug, Empfehlung an Geschäfts­
freunde und Bezugnahme auf den Anzeigenteil unsere fachschrift fördern zu helfen.

\Jnseren ständigen und gelegentlichen MitariJeitern sagen Wir an dieser Stelle iJesten Dank
iJesonders auch denjenigen lIerren, Welche uns durch ÜiJerlassung von Illustrationsmaterial freund
iichst unterstützten, und iJltten, uns auch Weiterhin mit Beiträgen an die lIand zu gehen.

Die Schriftleitung der "Ostdeutschen Bau-Zeitung".- ---, I _  -J 111

Rechtswesen.
rd. I\ellerhälse. Das Recht der Polizei, die Be.

seitigung des ordnungswidrigen Zustandes eines
Gebäudes jederzeit zu verlangen. Nach einer für eine
Stadt geltenden Baupolizeiverordnung ist die Anlage von I\eller.
öffnungen, Kohleschächten lISW.! die in die Strasse vorspringen,
nicht gestattet. Bestehende Einrichtungen dieser Art dürfen
nicht ausgebcssert werden und sind bei Veränderung des Erd.
geschosses zu beseitigen. Vor der Front eines Hauses befand
sich nun, 2,13 m in den Bürgersteig einspringend, die Öffnung
eines Kohlenschachtes, doch erhielt der Kläger nach In kraft.
treten der erwähnten Verordnung die Er]aubnis zur Vornahme
VOll Bauarbeiten im Erdgeschoss seines Wohn. und Geschäfts.
hauses, ohne dass ihm die gleichzeitii(e Beseitigung des Kohlen.
schachtes aufgegeben wurde. - Das Haus ging dann in andere
Hände tiber, und etwa 4 Jahre nach Vornahme der baulichen
Änderuni(en erliess die Polizei an den derzeitigcn Grundstücks.
besitzer eine Verfügung, wonach er zur Beseitigung des Verkehrs
hindernisses aufgefordert wurde, da seinerzeit eine" Veränderung
des Erdgeschosses" stattgefunden hättc. - Der von der Mass.
nahme Betroffene strengte gegen die Polizeiverwaltung Klage
an, in der er besonders betonte, die damals an dem Hause
vorgenommenen Bauarbeiten steHten sich nicht aLs "Ver
änderungen des Erdgeschosses" dar; übrigens habe die Polizei
das Baugesuch genehmigt, sie könne also jetzt nicht mehr die
fragl. Beseitigung verlangen. - Das Preussische Obcrverwa!tungs
gericht hat jedoch die polizeiliche Auflage für gereehtfertii(t
erklärt. Irrig sei der Einwand, unter "Veränderungen des Erd
geschosses" sei nur die gänzliche "Umänderullg" des Erd
geschosses zu verstehen. Unter "Veränderungen" im Sinne
der Verordnung sind schlechthin Veränderungsbauten und alles
dasjenige zu verstehen, was man sonst unter "Umbau" be­
greift. Um einen solchen ,.Umbau" handelt es sich aber hier.
denn fast al]e Innenwände sind beseitigt, und es ist ausserdem
ein Treppenhaus angebaut worden. .- Danach ist also die
Polizeibehörde zu der Zelt der Vornahme dcr Bauten zu ihrem
Verlangen berechtigt gewesen. Nun erhält die frag!. Verordnung
aber keine Bestimmung, wonach die Polizei verpflichtet wäre,
gl eie h z e i t i g mit der Genehmigung zur Veränderung des
Erdgeschosses auch die Beseitigung der KelJeröffnung zu
fordern. Dieses Recht der Poiizei ist durch Zeitablauf keines.
wegs verjährt, vielmehr war die PoJizeibehörde je der z e i t be
rechtigt, es zur Geltung zu bringen. (Entsch. des prelIss.
Oberverwaltungsgerichts vom 19. Januar 06).

Handelsteil.
ZwangSVersteigerungen.

,1\iJalermstr. Kar! Schwerin.Breslau Herdainstr 4.1
J\ aurer Pau! Neumann Stabe]witz,! Amtsg. Br s!au
TlscbJermstr. Car] ßreuer-Mi/itsch
Bautechniker JdzikOwsJ{i-Kunzendorf , Amts . Gr.-Wartenberg
Zimmerpolier Herm. Beer-Petersdorf) Amtsg". Hermsdorf u. K.
Baugewer smstr. K. A. Droigk-l\euJa, Amtsg. Muskau OlL.
Maurerpolier los. Czichon PoIn.-N:eukirch, Amtsg. Myslowjtz
Ba.uuntern. Carl Glomb.Zawodzie/Bogutschütz, Amtsg.l\attowitz
Bauuntern. Aug, Piothe-Schwerin a. W.
ßauuntern. Jas. Winlwwski-Wongrowitz
Maurermstr. Gust. Tietz.Königsbcrg i. P., Plantage 15
Maurermstr. Gust. Tietz-Königsberg 1. Pr., Schnürlingsstr. 2,]
Schlossermstr. ßruchmann.Rastenburg
auuntern. Albert Rathke Schippenbei! Opr.
SchJossermstr. Karl Witt.Seeburg Opr.
Zimmermstr. WiJly Wöhning-Osterode Opr.
Zjs1   l esitzer Wilh. Schoenbeck Neu-ßuchholz, Amtsg.

6. 5. 07
14.5. 07
10. 5. 07
4. 6. 07
4. 5. 07
8. 5. 07

29. 4. 07

28. 5. 07
27. 4. 07
3. 5. 07
2. 5. 07
7. 5. 07

22. 5. 07
29. 4. 07
11. 5. 07
14. 5. 07

4. 5. 07II L­
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Tarif,.. und StreiklJewegungen.
Danzig. Die Parkettbodenleger sind in den Ausstand

getreten.
I\osten. Der Arbeitgeberverband im Baugewerbe zu

Lissa und Umgegend, umfassend die Kreise Lissa, Fraustadt,
Rawitsch, Kosten, Gostyn, Schmiege! und Bomst, hat im Ein
verständuis mit den Arbeitgebern im Kreise Kosten die Stunden.
löhne für das laufende Rechnungsjahr für den I\reis Kosten
wie folgt festgesetzt: Eine Maurcr  oder Zimmerpolierstunde
65 Pf., eine Zimmcrerpostengesel1enstunde 55 Pf.) eine Zimmerer
gesellenstunde 46 Pf., eine Arbeiterstunde 30 Pf., eine Ar.
beiterinnenstunde 26 Pt, eine Maurer  oder Zi111mererburschen
stunde 25 Pf., für Vorhaltung der Geräte 4 bis 5 Prozent.

Sw;nemünde. Aus Anlass des Streiks im Malergewerbe
haben die Malermeister einen Verband gegründet. dessen Mit.
glieder verpflichtet sind, von 23 ausgesperrten Gehilfen und
Anstreichern keinen in Arbeit zu nehmen.

Posen. In eine Lohnbewei(ung wollen auch die I\lempner
und Installateure treten. Die von ihnen gewählte Lohnkommission
hat eine neue Lohn  und Arbeitsordnung entworfen, die in den
nächsten Tagen den Arheitgebern zur Anerkennung vorgelegt
werden soll.

Bromberg. Die hiesigen Bauhilfsarbeiter haben einen
neuen Lohntarif den Arbeitgebern unterbreitet. - ferner ist
der zwischen dem Arbeitgeberverbande für die Holzbearbeitungs.
industrie und dem Holzarbeiterverbande sowie Hirsch;Dunckerschen
Gewerkverein abgeschlossenen Lohntarif von den beiden Arbeit
nehmerorganisationen gemeinschaftlich gekündigt und den Arbeit.
gebern ein erhöhter Tarif ZUm Abschluss vorgelegt worden.
Die Arbeiti(eber verweigerten ihre Zustimmung für die erhöhten
Forderungen und bestanden auf eine Verlängerung des alten
Tarifs. In der hierauf abgehaltenen Tischlerversammlung wurde
beschlossen den Arbeitgebern die Kündigung zuzustellen.

Berlin. Der Vorstand des Arbeitgeberschutzverbandes für das
deutsche HOlzgewerbe war am 18. d. M. hier versammelt und hat
einmütig beschlossen: "Die Städte Leipzig, Dresden, Halle a. S.,
Görlitz, Guben, Oldenbl1rg und Barmen erklären sich mit den
I\ollegen il1 Berlin, I\iel, Burg und Bernau usw. solidarisch.
Sie sperren ihre Arbeiter, soweit sie dem deutschen Holz­
arbeiterverbande angehören, am 1. April d. J. aus. Die Vor.
stände der in frage kommenden VerbÜnde in den genannten
Städten erhalten Vollmacht, alle erforderlichen Massnahmen
selbständig zu treffen." Am 2. April d. J. findet in Dresden
eine ausserordentliche Generalversammlung des Arbeitgeber­
schutzverbandes für das deutsche Holzgewerbe statt, in der
über wcitel'e Massnahmen usw. beraten werden so]1. Sämtliche
diesem Verbande angeschlossenen B,zirksverbände, 78 an der
Zahl, haben sich schriftlich und teiegraphisch zu den weit.
gehendsten matericlien und moralischen Opfern bereit erklärt.

Bautätigkeit.
Adelnau. Um der hier herrschenden Wohnungsnot ent­

gegenzutreten, wurde al11 10. d. Mts. in einer Versammlung
eine Deutsche Wohnungsbaugenossenschaft gegründetj

Wollste;n. In der Stadtverordnetensitzung wurde be.
schlossen, zur Stenerung der in hiesiger Stadt vorhandenen
Wohnungsnot eine Anleihe bis zu 50000 M. gegen 3 3 i.prozentige
Verzinsung und 2 prozentige AmOl'tisation aufzunehmen.

Praust. Die hier herrschende Wohnungsnot macht sich
für die Post- und Eisenbahnbeamten ganz besonders unan
genehm bemerJ(bar. Wie man hört, planen die Post. und
Eisenbahnbehörden den Bau von Dienstwohnungen.
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